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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache 7/668 — 

betr. Beseitigung etwaiger Nachteile bei der Alterssicherung von Personen 
mit langen Zeiten der Kriegsgefangenschaft 


A. Bericht des Abgeordneten Maucher 


Der von den Fraktionen der SPD, FDP einge- 
brachte Antrag betr. Beseitigung etwaiger Nach- 
teile bei der Alterssicherung von Personen mit lan- 
gen Zeiten der Kriegsgefangenschaft wurde in der 
39. Sitzung des Bundestages am 7. Juni 1973 dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung überwiesen. 
Der Ausschuß hat den Antrag in seiner Sitzung am 
23. Januar 1974 beraten. 

Im Zusammenhang mit dem Entschließungsantrag 
hat der Ausschuß auch den von Abgeordneten der 
Fraktion der CDU/CSU als Gruppenantrag einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung der Reichsversicherungsordnung, des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes und des Reichs- 
knappschaftsgesetzes (Drucksache 7/637), den der 
Bundestag in seiner 39. Sitzung am 7. Juni 1973 
ebenfalls dem Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung überwiesen hat, erörtert. Dieser Gesetzent- 
wurf sieht für Heimkehrer Änderungen des Rechts 
der gesetzlichen Rentenversicherung in der Weise 
vor, daß 

1. durch Gleichstellung der Zeiten des militärischen 
und militärähnlichen Dienstes sowie der Kriegs- 
gefangenschaft (Ersatzzeiten) mit Pflichtbeitrags- 
zeiten die Voraussetzungen für die freiwillige 
Versicherung und für die Anrechnung von Aus- 
fall- und Zurechnungszeiten erleichtert werden, 

2. die Voraussetzungen für die Anrechnung der 
genannten Ersatzzeiten weiter erleichtert werden, 


3. die allgemeine Altersgrenze von 65 Jahren um 
die Zeiten der Kriegsgefangenschaft bis läng- 
stens zur Vollendung des 60. Lebensjahres redu- 
ziert und die Zeit der Verkürzung der Alters- 
grenze für die Rentenberechnung als Zurech- 
nungszeit eingeführt wird, 

4. die genannten Ersatzzeiten günstiger als bisher 
bewertet und in diese Regelung bereits einge- 
tretene Versicherungsfälle mit einbezogen wer- 
den und 

5. die durch das Rentenreformgesetz eingeführte 
Mindestregelung auf Ersatz- und Ausfallzeiten 
ausgedehnt wird. 

Vertreter der CDU/CSU-Fraktion wiesen darauf 
hin, daß es nunmehr an der Zeit sei, die bisher 
immer wieder zurückgestellten Forderungen der 
Heimkehrer durch eine abschließende Regelung zu 
erfüllen. 

Vertreter der SPD und FDP vertraten die Auf- 
fassung, daß man sich zunächst einen Überblick dar- 
über verschaffen müsse, welche finanziellen Mittel 
die Verwirklichung der in dem Gesetzentwurf vor- 
gesehenen Rechtsänderungen erfordern würde, zu- 
mal der Gesetzentwurf in seiner Begründung dar- 
über keine Angaben enthält. Die Ausschußmehrheit 
war darüber hinaus der Meinung, daß vorab fest- 
gestellt werden müsse, in welcher Hinsicht ehe- 
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malige Kriegsteilnehmer und Kriegsgefangene in 
der Rentenversicherung gegenüber anderen Per- 
sonen benachteiligt sind. Ohne diese Kenntnis könne 
nicht beurteilt werden, ob die im Gesetzentwurf 
enthaltenen Regelungen zur Beseitigung etwaiger 
Nachteile geeignet sind. Der Antrag (Drucksache 
7/668) habe die Zielsetzung, durch die Bundes- 
regierung die entsprechenden Feststellungen treffen 
und geeignete Vorschläge zur Beseitigung etwaiger 
Nachteile machen zu lassen. 


Der Ausschuß hat daraufhin den Antrag einstim- 
mig mit der Maßgabe gebilligt, daß die Vorschläge 
| der Bundesregierung spätestens bis zum 31. Dezem- 
ber 1974 vorzulegen sind und dabei durch eine 
redaktionelle Änderung klargestellt, daß sich das 
Ersuchen auf die gesetzliche Rentenversicherung be- 
zieht. Ebenfalls einstimmig hat der Ausschuß be- 
! schlossen, die Beratung des Gesetzentwurfs (Druck- 
sache 7/637) solange zurückzustellen, bis die Vor- 
schläge der Bundesregierung vorliegen. 


Bonn, den 7. Februar 1974 


Maucher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktionen der SPD, FDP — Drucksache 7/668 — in folgender 
Fassung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. zu prüfen, welchen Personen besondere Nachteile aus langen Zeiten des mili- 
tärischen oder militärähnlichen Dienstes und der Kriegsgefangenschaft in der 
gesetzlichen Rentenversicherung entstehen, 

2. dem Bundestag bis zum 31. Dezember 1974 Vorschläge zur Beseitigung solcher 
Nachteile vorzulegen. 


Bonn, den 23. Januar 1974 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Maucher 

Vorsitzender Berichterstatter 



